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Mit noch nicht veröffentlichtem Beschluss vom 16. Mai 2013 hat der
Bundesgerichtshof (BGH) dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) im
Wege eines Vorabentscheidungsersuchens Fragen zur urheberrechtlichen
Zulässigkeit des Einbettens von Online-Videos vorgelegt.

Ausgangspunkt des Verfahrens war ein etwa zweiminütiges Werbevideo eines
Unternehmens, das ohne dessen Zustimmung über die Online-Video-Plattform
YouTube abrufbar war. Zwei selbständige Handelsvertreter eines Wettbewerbers
hatten das Video auf ihren Internetseiten in einer Weise eingebettet, bei der das
Video vom Server der Videoplattform geladen und in einem auf den Webseiten
der Handelsvertreter erscheinenden Rahmen abgespielt wurde. Das
rechteinhabende Unternehmen trug vor, die Handelsvertreter des Wettbewerbers
hätten das Video unberechtigt im Sinne des § 19a Urheberrechtsgesetz (UrhG)
öffentlich zugänglich gemacht.

Nach Auffassung des BGH hat das Berufungsgericht zwar mit Recht angenommen,
dass die bloße Verknüpfung eines auf einer fremden Internetseite
bereitgehaltenen Werkes mit der eigenen Internetseite im Wege des "Framing"
(gemeint ist wohl das Einbetten) grundsätzlich kein öffentliches
Zugänglichmachen im Sinne des § 19a UrhG darstellt. Allein der Inhaber der
fremden Internetseite entscheide darüber, ob das auf seiner Internetseite
bereitgehaltene Werk der Öffentlichkeit zugänglich bleibt.

Eine solche Verknüpfung könnte jedoch bei einer mit Blick auf Art. 3 Abs. 1 der
Richtlinie 2001/29/EG zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts
und der verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft gebotenen
richtlinienkonformen Auslegung des § 15 Abs. 2 UrhG ein unbenanntes
Verwertungsrecht der öffentlichen Wiedergabe verletzen. Dem BGH stellte sich
daher die Frage, ob bei der hier in Rede stehenden Einbettung eines auf einer
fremden Internetseite öffentlich zugänglich gemachten fremden Werkes in eine
eigene Internetseite eine öffentliche Wiedergabe im Sinne des Art. 3 Abs. 1 der
Richtlinie 2001/29/EG vorliegt. Diese Frage ist nach Ansicht des BGH auch unter
Berücksichtigung der Rechtsprechung des EuGH nicht zweifelsfrei zu
beantworten, weshalb dem EuGH Gelegenheit gegeben werden solle, hierüber zu
entscheiden (zu einem ähnlich gelagerten Fall aus den USA siehe IRIS 2012-8/39).
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Pressemitteilung des BGH vom 16. Mai 2013 (zu Az. I ZR 46/12)

http://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-
bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&amp;Art=pm&amp;Datum=2013&a
mp;Sort=3&amp;nr=64107&amp;pos=0&amp;anz=89
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